Erdmute von Voithenberg

25 Jahre Referendariat – Landespflege NRW

eine Erfolgsgeschichte - ein Rückblick
Zunächst bedarf es eines kurzen Rückblicks zur Situation des Naturschutzes und der Landespflege bis Ende der 70iger Jahre des letzten Jahrhunderts
Betrachtet man die geschichtliche Entwicklung des Naturschutzes und der Landschaftspflege einschließlich der Landschaftsarchitektur (Landespflege), so hat die Landespflege im Vergleich zu anderen Fachrichtungen, wie z. B Forstwissenschaft und Landwirtschaft eine verhältnismäßig kurze Tradition. Die Geschichte des Naturschutzes und der Landschaftspflege setzte mit Ernst Rudorff 1878/1880 ein und ein Fachstudium der Landespflege existiert in bescheidenem Maße erst seit 1929.

Die Arbeit des Naturschutzes und der Landschaftspflege vollzog sich seit dieser Zeit von fachlicher Seite her fast ausschließlich in Ehrenamtlichkeit. Das lässt sich leicht bis Ende der 60er Jahre des letzten Jahrhunderts dokumentieren, bzw. ist dokumentiert.

Erst seit den 60iger Jahren des letzten Jahrhunderts sind die ökologischen Belastungen von Wasser, Boden und Luft sichtbar dramatisch angestiegen und die Einsicht und Bereitschaft zu neuem Handeln, unterstützt durch neue Gesetze, die nach und nach entstanden, langsam gewachsen.
Der Deutsche Rat für Landespflege hat 1962 mit der „Grünen Charta der Mainau“ von 1961 die Forderung nach einem umfassenden, eigenständigen gesetzlichen Instrumentarium des Naturschutzes und der Landschaftspflege aufgestellt, da das alte Reichsnaturschutzgesetz von 1935, das immer noch Gültigkeit hatte, nicht mehr die Erfordernisse für einen damals moderneren Naturschutz erfüllen konnte.

Es dauerte dann noch viele Jahre, bis sich im „Europäischen Naturschutzjahr“ 1970 eine Wende abzuzeichnen begann. Während der Meinungsstreit auf Bundesebene, vor allem im Bundesrat, andauerte, ob ein Rahmengesetz oder ein Vollkompetenzgesetz analog zum damaligen Bundesbaugesetz (BBauG) aufgestellt werden sollte, haben verschiedene Bundesländer Anfang der 70iger Jahre eigene Naturschutzgesetze verabschiedet, z.B. Bayern 1973 und Nordrhein-Westfalen 1975.
Ende !976 wurde endlich das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) als Rahmengesetz gem. Art. 75 Nr. 3 des Grundgesetzes (GG) erlassen.

Die neue Gesetzgebung in Bund und Ländern brachte auch die Neuordnung des behördlichen Naturschutzes mit einer stärkeren Anbindung, bzw. Einbindung in den vorhandenen verwaltungsmäßigen „Behördenstrang“ mit sich. Das bedeutete, dass der sog. „Fachverstand“ in die Naturschutzbehörden integriert wurde.

Die Einrichtung von (selbstständigen) Fachverwaltungen als oberste, höhere und untere Naturschutz-/Landschaftsbehörden und die Einrichtung und der Ausbau von Ämtern und Landesanstalten – Landesanstalt für Ökologie, Landschaftsentwicklung und Forstplanung in NRW – erfolgten. Hier wurde eine Vielzahl von Stellen geschaffen, sowohl für Beamte als auch für Angestellte für den Fachbereich der Landespflege und anderer naturwissenschaftlicher Disziplinen, die aber für die Bewältigung der anstehenden Aufgaben in keiner Weise ausreichten. 

Die Landschafts-, bzw. Naturschutzbehörden waren mit den gesetzlich zugewiesenen Aufgaben noch hoffnungslos überfordert. So lag z.B. das Verhältnis der personellen Ausstattung zwischen den sog. Eingriffsbehörden und –stellen und den zuständigen Landschafts-/bzw. Naturschutzbehörden bei 10:1 und 15:1. Die Zuarbeit erfolgt immer noch von vielen ehrenamtlich Tätigen als Naturschutzbeauftragte oder Vertreter von Hochschulen und Verbänden (kaum denkbar in anderen Fachbereichen, wie Land-, Wasser- und Forstwirtschaft oder dem Straßenbau – Pflege von Straßen durch ehrenamtlich Tätige –).
Dr. h. c. Graf Lennart Bernadotte als Sprecher des Deutschen Rates für Landespflege hat sehr früh erkannt, dass Hochschulabsolventen der Landespflege nur durch eine mögliche Referendarausbildung den hohen Anforderungen und der großen Breite des Tätigkeitsfeldes unter Einschluss der vielschichtigen administrativen Aufgaben in den verschiedenen Ebenen der Verwaltung gewachsen sein können.

In der Besetzung und Dotierung der Stellen für Referendare, aber auch generell für Landespfleger im Vergleich mit anderen Verwaltungszweigen (Städtebau, Hochbau, Wasserwirtschaft, Straßenbau, Land- und Forstwirtschaft etc.) zeigt sich, dass nicht nur die zahlenmäßige, sondern auch die stellenmäßige Gleichstellung mit anderen Fachverwaltungen bei Weitem nicht gegeben ist. Führungspositionen werden i. d. R. fachfremd oder von der Verwaltung (z.B. Juristen) besetzt.

All diese Tatsachen machten für die Vertreter und Vertreterinnen von berufsständischen Verbänden  (BDLA, BDGL) mehr als deutlich, dass die Einrichtung eines Referendariats in der Fachrichtung Landespflege, das noch in verschiedenen Bundesländern, u. a. in NRW. fehlte, um Diplomingenieure der Landespflege ebenso mit Verwaltungswissen  auch für Führungspositionen auszubilden, wie das im Hochbau, Städtebau, Bauingenieurwesen aber auch in der Land- und Forstwirtschaft etc. selbstverständlich war.
Niedersachsen (September 1973), Hessen (November 1973), Schleswig-Holstein (November 1973), Hamburg (Juli 1973), Berlin (Juni 1974) und Rheinland Pfalz (Juli 1974) verfügten bereits seit vielen Jahren über das Referendariat, sodass nach einem zweijährigen Vorbereitungsdienst bis Ende 1979 bereits 35 Kandidaten der Landespflege das Assessorexamen absolviert hatten.
Diese Bundesländer haben den Vorbereitungsdienst auf der Grundlage der vom Kuratorium  des Oberprüfungsamtes für den höheren technischen Verwaltungsdienst schon 1966 empfohlenen Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Fachrichtung Landespflege eingeführt.

BDLA und BDGL verfassen im Herbst 1981 Petitionen an den nordrhein-westfälischen Landtag
Nachdem jahrelange Bemühungen zur Einführung des Referendariats, insbesondere der beiden Berufsverbände im Ministerium für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten, zu dieser Zeit unter Minister  Bäumer in Nachfolge von Minister Deneke keine Früchte trugen, da die kommunalen Spitzenverbände Bedenken äußerten, haben sich die beiden berufsständischen Organisationen jeweils zu einer Petition an den Petitionsausschuss des nordrhein-westfälichen Landtags entschlossen.  
Die in etwa gleich lautenden Texte seien hier mit dem Schreiben des BDGL zitiert:
„ Sehr geehrte Damen und Herren,
Seit mehreren Jahren bemüht sich der Bundesverband der Diplomingenieure Gartenbau und Landespflege e.V. (BDGL) um die Einführung einer Laufbahn für den höheren technischen Verwaltungsdienst der Fachrichtung „Landespflege“. Nordrhein-Westfalen steht hinter den Ländern Hessen, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, und Schleswig-Holstein sowie Berlin und Hamburg deutlich zurück – jenen Ländern, die seit mehreren Jahren erfolgreich Referendare der fachrichtung Landespflege ausbilden. Bisher waren unsere Bemühungen erfolglos, die reaktionen der obersten Landschaftsbehörde beim Minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten für uns entmutigend.

Die negative Einstellung des Landes Nordrhein-Westfalen zur Einführung eines Referendariats für Landespflege ist umso unverständlicher, als gerade in Nordrhein-Westfalen,wie in keinem anderen Bundesland Probleme von Naturschutz und Landschaftspflege zur Lösung anstehen. Zwar hat Nordrhein-Westfalen mit dem Gesetz zur Sicherung des Naturhaushaltes und zur Entwicklung der Landschaft vom 18.2.1975 (Neufassung vom 26. Juni 1980) ein wirksames Gesetz mit zahlreichen teilweise beispielhaften Vorschriften geschaffen, doch besteht bei der Durchführung dieses Gesetzes ein erhebliches Vollzugsdefizit. Dieses Vollzugsdefizit ist in erster Linie darin begründet, dass die zur Durchführung des Landschaftsgesetzes gesetzlich verpflichteten unteren Landschaftsbehörden nicht ausreichend personell bestzt sind, wobei insbesondere Dipl.-Ing. der Fachrichtung Landespflege fehlen. In 54 Kreisen und kreisfreien Städten des Landes NW, die alle mir mindestens einem Dipl.-Ing. der Landespflege zur Erfüllung ihrer vielfältigen Aufgaben im Bereich von Naturschutz und Landschaftspflege besetzt werden müssten, haben nach meiner Unterrichtung bisher nicht mehr als sechs Kreise einen Dipl.-Ing. Der Landespflege eingestellt. Den genannten Behörden würde aber durch eine  qualifizierte Verwaltungsausbildung ein Anreiz zur Einstellung eines Dipl.-Ing. der Landespflege gegeben und auch ein qualifiziertes Angebot gemacht werden.
Die Ausbildung der Hochschulabsolventen der Fachrichtung Landespflege im Rahmen einer Laufbahn des höheren technischen Verwaltungsdienstes kommt jedoch nicht nur den unteren Landschaftsbehörden zugute, sondern auch den Landes- und Sonderbehörden. Insbesondere der Minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten als oberste Landschaftsbehörde, die Regierungspräsidenten als höhere Landschaftsbehörden, die beiden Landschaftsverbände, der Kommunalverband Ruhrgebiet, die Landesanstalt für Ökologie, Landschaftsentwicklung und Forstplanung NW, aber auch alle mir ihren Maßnahmen in der Landschaft eingreifenden Fachverwaltungen werden von den Nachwuchskräften profitieren.

Neben der Notwendigkeit, die Landschaftsbehörden mit qualifizierten Fachkräften des höheren Dienstes zur Erfüllung der zahlreichen gesetzlichen Aufgaben zu verstärken, gibt es weitere wichtige Gesichtspunkte zur Einführung eines Referendariats der Landespflege. Vorallem halte ich es für notwendig, dass den Fachverwaltungen, dnen bereits seit Jahren Mitarbeiter zur Verfügung stehen, die eine Laufbahn des höheren technischen Verwaltungsdienstes durchlaufen haben (z.B. die Straßenbauverwaltung, die Ämter für Agrarordnung oder die Wasserbauverwaltung), Vertreter der belange von Naturschutz und Landschaftspflege mit gleicher Ausbildung und damit mit gleicher Qualifikation gegenüber stehen. Nachdem das Instrumentarium des Naturschutzes und der Landschaftspflege in den letzten Jahren erheblich weiterentwickelt und ergänzt worden ist, ist es eine unabdingbare Notwendigkeit, die damit arbeitenden Fachkräfte durch eine qualifizierte Ausbildung auf ihre neuen Aufgaben so vorzubereiten dass sie dieses Instrumentarium voll und effektiv anwenden können.

Die bestehende Möglichkeit, über die besondere Laufbahnverordnung als Angestellter nach vier Jahren verbeamtet zu werden, genügt nach unserer Auffassung nicht voll den Ansprüchen, die heute an eine qualifizierte Fachkraft in den Landschaftsbehörden gestellt werden und auf die aus berufsständischen Gründen Wert gelegt werden muss. Viele Fachhochschulen, an denen die Ausbildung Landespflege gegeben ist, verleihen nach bestandenem Abschlussexamen  den akademischen Grad „Diplomingenieur“. Nicht immer ist damit zugleich die Verpflichtung verbunden, die Bezeichnung „FH“ an den Titel anzubinden. – Wir sind daher nachdrücklich der Meinung, dass für die Referendarausbildung ausschließlich und nur die Absolventen des Landespflegestudiums an den Technischen Universitäten Berlin, Hannover und München (Fakultät in Freising-Weihenstephan) zugelassen werden dürfen. Nur das Studium an einer dieser Universitäten lässt erwarten, dass das für das Referendariat notwendige Rüstzeug vermittelt wurde und dass wissenschaftlich orientiertes Arbeiten gewährleistet ist.
Das Fehlen der Referendarausbildung stellt nach unserer Auffassung eine eklatante Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes der Berufsausübung dar. Gleichzeitig examinierte Diplomingenieure andere Fachrichtungen (wie z.B. des Städtebaus, des Verkehrswesens, der Landwirtschaft, der Forstwirtschaft u. a.) könne die Ausbildung über den Weg des Referendariats fortsetzen und somit durch Ablegen der zweiten Staatsprüfung, die den Absolventen der Fachrichtung Landespflege in Nordrhein-Westfalen bisher berwehrt ist, bessere Einstellungsvoraussetzungen erzielen. Dieser Umstand bedeutet in der Konkurrenz der Landespflegeabsolventen zu Absolventen benachbarter Fachdisziplinen oft genug einen schwerwiegenden Nachteil.
Auch der Deutsche Rat für Landespflege verfolgt seit 1961 die Entwicklung der Referendarausbildung. In seinem heft 34/1980 zieht er Bilanz zu den Ergebnissen der „Grünen Charta von der Mainau“ und stellt mit Bedauern und Besorgnis fest, dass gerade in dem größten Bundesland Nordrhein-Westfalen der Vorbereitungsdienst fehlt. Füe den Deutschen rat für Landespflege schwer begreifbar.
Nach meiner Auffassung kann überhaupt kein Zweifel daran bestehen, dass die Einführung einer Laufbahn „Landespflege“ mit einem Vorbereitungsdienst und einer zweiten Staatsprüfung im öffentlichen Interesse liegt. Ich wäre deswegen sehr dankbar, wenn Sie meine Petition unterstützen und mein Anliegen auch zu einem Anliegen des Landtags NW machen würden. Da bekannt ist, dass im Haushalt 1981 der Landesanstalt für Ökologie, Landschaftsentwicklung und Forstplanung NW bereits 12 Stellen für Regierungsreferendare aufgrund einer neuen Ausbildungs- und Prüfungsordnung enthalten sind, dürften der Erfüllung meines Anliegens haushaltsrechtliche Gründe nicht entgegenstehen.

Ich möchte sie ganz herzlich bitten, meine Petition aufzugreifen und sich für die Einführung einer Laufbahn „Landespflege“ einzusetzen und die Ausbildung unter Leitung des Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten bei den Regierungspräsidenten anzusiedeln.

Mrt freundlichen Grüßen

gez.“
Entsprechende Begleitschreiben gingen an Minister Bäumer und Minister a. D. Deneke, bei denen die Berufsverbände an sich offene Türen für das Anliegen einrannten. Die Unterstützung durch die Petitionen war dann letztlich erfolgreich. Schon am 28.11.1981 hat der Unterbezirks-Parteitag der SPD in Mettmann (Vorsitzender: Minister Bäumer) einen positiven Beschluss zu der Petition und zur Einführung des Referendariats gefasst.
Wie ging es weiter?
Am 16. Februar 1982 fand im Hause des Landtages die Anhörung statt. Eingeladen dazu hatte Staatsminister a. D. Dr. Diether Deneke, der im Auftrage des Petitionsausschusses zusätzliche Informationen zu den von den Petenten schriftlich vorgebrachten Argumenten einholen sollte. Teilnehmer waren Vertreter des  Innenministeriums, des Ministeriums für Landes- und Stadtentwicklung, des Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, des Deutschen Städtetages und des deutschen Landkreistages und auf der anderen Seite des BDLA, der Arbeitsgemeinschaft der Landschaftsanwälte und des BDGL. Der Verlauf der Anhörung war positiv.
Danach gab es nur noch inoffizielle Informationen an den BDGL, die aussagten, dass der Petitionsausschuss dem Kabinett die Empfehlung gegeben hat, das Referendariat für Landespflege in NRW einzuführen. Das Kabinett schloss sich der Empfehlung insoweit an, als das Referendariat nur für den Landesdienst eingeführt werden sollte, da die kommunalen Spitzenverbände immer noch äußerst skeptisch waren. Am 26.4.1984 schrieb der BDGL den neuen Minister Matthiesen persönlich an, um der Einführung nun endlich nochmals Anstoß zu geben. Hier wurden nochmals alle überzeugenden Argumente für das Referendariat und die Ergebnisse der Anhörung, die Empfehlung des Ausschusses etc. vorgetragen. Am 23. Mai 1984 war es dann soweit:
Regierungssprecher Helmut Müller-Reinig teilt mit:

„Die Landesregierung hat in Ihrer Kabinettssitzung am 22. Mai 1984 beschlossen, dass eine Laufbahn höherer technischer Verwaltungsdienst der Fachrichtung Landschaftspflege und Naturschutz mit Vorbereitungsdienst und zweiter Staatsprüfung für den Landesdienst eingerichtet wird. Mit diesem Beschluss entspricht die Landesregierung einem dringenden Anliegen von Naturschutz- und Umweltverbänden. Das Referendariat zur Vorbereitung auf die Laufbahn und die anschließende zweite Staatsprüfung wird zunächst nur für den Landesdienst eingerichtet. Im späteren Aufgabenfeld der Landschaftspfleger bestehen im Landesdienst zur Zeit ca. 30 Stellen.

Grund für die Neuordnung der Ausbildung von Nachwuchsbeamten für die Landschaftspflege ist das immer vielfältiger und schwieriger werdende  Aufgaben- und Maßnahmenspektrum, wie es sich aus dem Landschaftsgesetz, dem Abgrabungsgesetz und weiteren Spezialgesetzen, z.B. im Bereich des Artenschutzes, ergibt. An die in verantwortlichen Funktionen bei den Landschaftsbehörden tätigen Beamten sind daher hohe Qualitätsanforderungen zu stellen, wenn in Nordrhein-Westfalen wirksam Landschaftspflege und Naturschutz betrieben werden sollen. Das Referendariat sichert nun, dass vielseitig und damit qualifiziert ausgebildete Landschaftspfleger als Nachwuchsbeamte für den höheren Dienst zur Verfügung stehen.“

Mit Schreiben vom 20.2.1985 bittet der BDGL Herrn Minister Matthiesen nun erneut persönlich, an der Ausgestaltung des Vorbereitungsdienstes beteiligt zu werden. Am 1.4.1985 wurde der Entwurf zur Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn des höheren Dienstes Landschaftspflege und Naturschutz des Landes Nordrhein-Westfalen in der Landespflege (VAPhöhDLN) vorgelegt. Der BDGL nimmt am 8.5.1985 dazu ausführlich Stellung. Hier ging es um die Dauer und Gliederung des Vorbereitungsdienstes, die Ausbildungsbehörden (Regierungspräsidenten Köln und Detmold) und die verschiedenen Stationen in den verschiedenen Ausbildungsabschnitten, sowie um die Einstellungsvoraussetzungen und die Vorbereitung,  Zulassung und Abnahme der Großen Staatsprüfung beim Oberprüfungsamt für die höheren technischen Verwaltungsbeamten
. Sie trat am 6. Mai 1985 in Kraft.
Am 24.6.1985 teilt das Ministerium für Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft, so heißt es seit 1984 unter der neuen Landesregierung, mit, dass sechs Landschaftspfleger als Referendare eingestellt werden.

Ein großer Erfolg der berufständischen Arbeit und für das Land NRW!
Ab 1985 konnten pro Jahrgang jeweils sechs Referendare/-innen und .eingestellt werden. Inzwischen haben 132 Referendare/-innen (davon sind vier Referendarinnen und zwei Referendare im neuen Jahrgang 2010) das Referendariat in NRW aufgenommen und sehr erfolgreich absolviert. Die Assessoren/-innen sind seither in vielen Bundesländern, aber auch im Ausland gefragt, arbeiten aber schwerpunktmäßig im Land NRW, im Landesdienst, bei den Kreisen und kreisfreien Städten und bei Sonderverwaltungen etc. Hierzu bedurfte es gegenüber den kommunalen Spitzenverbänden noch erheblicher weiterer intensiver berufsständischer Initiativen, um diese von der Qualität der ausgebildeten Referendare/-innen, bzw. Assessoren/-innen zu überzeugen und sie zur Einstellung zu animieren.
Wo haben die Absolventen/-innen NRW der Großen Staatsprüfung Landespflege eine Anstellung gefunden?
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im Laufe der Jahre sind viele positive Änderungen eingetreten. Die Studiengänge der Hochschulen in Essen (Ökologie) und an der Gesamthochschule Kassel wurden zur Aufnahme in das Referendariat anerkannt. Das Einsatzgebiet ist seit langem nicht nur der Landesdienst, sondern auch die Kommunalbehörde und andere Dienststellen. Die VAPhöhDLN konnte an die neuen Anforderungen angepasst werden und durchlief verschiedene Änderungen. 
Inzwischen  ist die Hochschullandschaft durch den Bologna-Prozess erheblich verändert und differenziert worden. Komplexe Themenbereiche wie Artenschutz, Biodiversität oder Klimawandel in Verbindung mit den rechtlichen Rahmenbedingungen auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene stellen hohe Anforderungen an das Berufsfeld der Landespflege.

Das Oberprüfungsamt für den höheren technischen Verwaltungsdienst hat deshalb eine Stärken-Schwächenanalyse beauftragt, um die Ausbildung für den höheren technischen Verwaltungsdienst an die zukünftigen Anforderungen anzupassen.

Der Anlass für die Beauftragung zu dieser Analyse sind auch die veränderten Anforderungen am Arbeitsplatz, neue Technologien und wissenschaftliche Erkenntnisse und Ausbildungsgänge kontinuierlich weiter zu entwickeln, sowie die Ausbildung in das Gefüge des Bologna-Prozesses innerhalb Deutschlands und der EU (z.B. die Bachelor- und Masterabschlüsse) einzubinden.
Die Ausbildung zum Assessor/-in des höheren technischen Verwaltungsdienstes bietet zwar heute schon Berufsanfängern, die über ein abgeschlossenes technisches Hochschulstudium verfügen, eine sehr gute Qualifizierungsmöglichkeit, um für die Übernahme von Führungsaufgaben in Verwaltung und Wirtschaft erforderliches organisatorisches, technisches und rechtliches Wissen zu erwerben. Dies kann und soll verbessert und modernisiert werden. 

So wird sichergestellt, dass sich die Erfolgsstory fortsetzen kann.
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Große Staatsprüfung 2007 beim Oberprüfungsamt, zum letzten Mal am Standort in Frankfurt
Assessoren/-innen: Langer, Schlossorsch, Eggeling, Gärtner, Stulle

Prüfer/-innen , Vorsitz und Präsident des OPA: Scholz und MA Klöß, v. Voithenberg, Duffert, Horn, Heinrich, Herrmann, Falck, Burget 
� Das Oberprüfungsamt für die höheren technischen Verwaltungsbeamten hat in dem föderalistischen Staatsgefüge in Deutschland seine Position und Aufgabe darin begründet, der Leitlinie einer einheitlichen Prüfungsgestaltung Rechnung zu tragen, ohne dabei die Eigenständigkeit der im Kuratorium (Fachaufsicht) zusammengeschlossenen z. Zt. 21 Mitgliedsverwaltungen aus Bund (4), Ländern (13) und kommunalen Spitzenverbänden (4) zu beeinträchtigen. Einheitliche Empfehlungen des Kuratoriums zielen auf die Wahrung der qualitativen Gleichwertigkeit und auf die gegenseitige Anerkennung der Befähigungszeugnisse über die große Staatsprüfung. Das Übereinkommen über die Errichtung eines gemeinschaftlichen Oberprüfungsamtes deutscher Länder und Verwaltungen für die höheren technischen Verwaltungsbeamten datiert vom 16. September 1946, Neufassung 20. Februar 1964 


� Der Artikel basiert auf den vorliegenden Unterlagen der berufsständischen Arbeit im BDGL von Erdmute von Voithenberg und einigen Auskünften von Prof. Albert Schmidt  
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